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KURZ KOMMENTIERT
Rohstoffpreise 

Kein neuer Boom

Noch vor wenigen Monaten zeichneten die mei­
sten Experten für 1979 das Bild eines nur mode­
raten Preisanstiegs auf den Weltrohstoffmärkten. 
Entgegen dieser Meinung haben sich seit Jahres­
beginn die Rohstoffpreise teilweise in geradezu 
atemberaubendem Tempo erhöht. Auffallend sind 
nicht allein die zum Teil sehr hohen Steigerungs­
raten, sondern auch die Tatsache, daß sich die 
Rohstoffpreise auf fast allen Märkten deutlich 
nach oben bewegten.
Dies kann nicht allein mit zufälligen Marktstörun­
gen erklärt werden. Vielmehr scheint sich ganz 
allgemein eine neue Einschätzung der Lage auf 
dem Rohstoffsektor durchzusetzen. Der Grund 
dafür dürfte — neben währungspolitischen Ein­
flüssen — das anhaltend kräftige Wirtschafts­
wachstum In den USA im letzten Vorjahrsquartal 
sein. Die fü r die USA prognostizierte konjunktu­
relle Abschwächung wird sich damit voraussicht­
lich erst in der zweiten Jahreshälfte einstellen, so 
daß infolge der ebenfalls positiven wirtschaftlichen 
Erwartungen für Westeuropa und Japan im ersten 
Halbjahr noch mit einem konjunkturellen Gleich­
schritt der wichtigsten Industrieländer gerechnet 
werden kann. Dies dürfte kurzfristig für den Roh­
stoffverbrauch nicht unerhebliche Impulse bedeu­
ten. Die Verarbeiter scheinen sich bereits darauf 
einzustellen, indem sie in größerem Umfange Ihre 
Läger aufstocken. Die Preissteigerungen der jüng­
sten Zeit werden sich daher um so nachhaltiger 
erweisen, je länger die konjunkturelle Abschwä­
chung in den USA auf sich warten läßt.
A llerdings entbehren Befürchtungen, daß die 
augenblicklichen Preiserhöhungen bereits Vorbo­
ten eines neuen Rohstoffpreisbooms ähnlichen 
Ausmaßes wie 1973 seien, weitgehend der Grund­
lage. Denn im laufenden Jahr wird in der west­
lichen Welt weder das Wachstums- noch das Infla­
tionstempo jener Zeit erreicht werden. Auch ist 
das Angebot auf den Nahrungs- und Futtermittel­
märkten eher reichlich, während damals eine An­
gebotsverknappung aufgrund größerer Ernteaus­
fälle den Preisschub noch verstärkte. ti

Forschungsförderung

Süd-Nord-Gefälle

D ie  Regierungschefs der vier norddeutschen Län­
der sind entschlossen, die zukünftigen Arbeits­
marktprobleme — fü r 1985 rechnet man mit einem 
Defizit von 350 000 Arbeitsplätzen — energisch zu 
bekämpfen, und erwarten, daß sich auch der Bund
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stärker als bisher in Norddeutschland engagiert. 
Unter anderem werden in diesem Zusammenhang 
die starken Disparitäten bei der Forschungsförde­
rung des Bundes kritisiert. Laut Regionalkatalog 
1977 des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie flössen nur 8,4 %  aller Fördermittel 
in den Norden, während Süddeutschland mit 
46,8 %  bedacht wurde. Dieses Süd-Nord-Gefälle 
sollte durch eine Änderung der Vergabemodalitä­
ten abgebaut werden.
Grundsätzlich Ist die Forschungs- und Entwick­
lungsförderung nicht regional ausgerichtet, son­
dern verfolgt forschungspolitische Ziele. Die oben 
erwähnten Anteilswerte sind denn auch eher 
symptomatischer Natur, da die Ausgaben für For­
schung und Entwicklung in der Regel nur dorthin 
fließen, wo es entsprechende Kapazitäten gibt. 
Und hier herrscht eben in Norddeutschland ein 
akuter Mangel. Wer sich ein größeres Stück vom 
Kuchen der Fördermittel sichern will, sollte daher, 
statt die Vergabebedingungen zu kritisieren, zu­
nächst die strukturellen Voraussetzungen schaf­
fen: die diversen Werfthilfeprogramme der Ver­
gangenheit waren hierfür kaum geeignet. Die bis­
herige Wirtschaftsförderung der Küstenländer hat 
es offensichtlich nicht vermocht, die Lücke bei 
forschungsintensiven, technologisch hochwertigen 
Branchen zu verhindern.
Der Bundeskanzler jedenfalls zog den Bund auf 
elegante Weise aus der Schußlinie: Er forderte 
die Küstenländer auf, eine gemeinsame Konzep­
tion für Strukturverbesserungen zu entwickeln, 
bevor neue Anforderungen an den Bund gestellt 
würden. Allein, die bisherigen Erfahrungen bei 
der Abstimmung von Fördermaßnahmen für Indu­
strie und Gewerbe lassen befürchten, daß in naher 
Zukunft mit einem „norddeutschen“ Strukturpro­
gramm nicht zu rechnen sein wird. rr

Entwicklungspolitik

Ergänzungsbedürftiges Programm

Das Thema „Entwicklung, Gerechtigkeit und Frie­
den“ war von den beiden Kirchen für das Ge­
spräch mit Parteien und gesellschaftlichen Grup­
pen vom 24. bis 27. Januar 1979 in Bonn-Bad Go­
desberg ausgewählt worden. Drei Tage lang wurde 
über den Stellenwert der Entwicklungshilfe und 
die notwendigen Anstrengungen zu ihrer Steige­
rung und Verbesserung diskutiert. Dabei ging es 
nicht um Eigenwerbung für die Hilfeleistungen 
der Kirche, sondern darum, Stand und Ergebnisse 
eines zusammen mit dem Bundesministenum für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit durchgeführten 
Dialogprogramms darzustellen. Ziel des Pro­
gramms ist es, in wichtigen gesellschaftlichen
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Gruppen Verständnis für die Entwicklungspolitik 
zu gewinnen und die Bereitschaft nicht nur zu 
größeren materiellen Opfern, sondern auch zu der 
im Rahmen des Strukturwandels notwendigen be­
ruflichen M obilität zu fördern.
Während die bereits erzielten Ergebnisse des Dia­
logs mit Verbänden, Parteien und Gewerkschaften, 
die auf dem Kongreß ausführlich vorgetragen wur­
den, zeigten, daß es den Kirchen gelungen war, 
ihre Gesprächspartner zum Nachdenken anzure­
gen, waren die Erklärungen zur „Opferbereit­
schaft“ noch eher verhalten. Bislang haben die 
Kirchen allerdings auch überwiegend mit den 
Spitzen der Verbände, Parteien und Gewerkschaf­
ten verhandelt und die Basis noch kaum in den 
Dialog einbezogen. Auf welche Weise dies ge­
schehen soll, blieb offen. Überhaupt gab es so­
wohl in den Arbeitsgruppen als auch im Plenum 
kaum Hinweise darauf, wie die Kirchen das Dialog­
programm nach der Konferenz weiterführen wol­
len. Deutlich wurde auch nicht, wie sich die Kir­
chen zu dem aktiven Engagement einzelner Mit­
g lieder für Befreiungsbewegungen stellen werden. 
Das Dialogprogramm — zu Beginn der Konfe­
renz als „W erkstatt“ bezeichnet — ist offensicht­
lich noch ergänzungsbedürftig. mk

Volvo

Riegel vorgeschoben

Nach den Gewerkschaften, die im Herbst 1977 die 
geplante Rationalisierungsfusion zwischen Volvo 
und Saab platzen ließen, waren es jetzt die Klein­
aktionäre, die den Bemühungen des größten 
schwedischen Privatunternehmens, durch eine 
40% ige Beteiligung Norwegens die Kapitalbasis 
entscheidend zu erweitern, einen Riegel vorscho­
ben. Damit ist ein Projekt gescheitert, das als Mo­
dellfall für die nordische wirtschaftliche Zusam­
menarbeit gepriesen worden war. Die Vereinba­
rung sah vor, daß Volvo über die Kapitalaufstok- 
kung hinaus Konzessionen für die Erdölförderung 
in der Nordsee erhalten sollte, die dem Konzern 
eine vielversprechende Diversifizierungschance 
eröffnet hätten. Im Gegenzug hatte Volvo sich be­
reit erklärt, die Schiffsmotorenfertigung nach Oslo 
zu verlegen und im Zuge der Entwicklung eines 
neuen Automodells in den nächsten fünf Jahren 
3000 bis 5000 Arbeitsplätze in Norwegen zu schaf­
fen. Den Aktionären war diese Gegenleistung zu 
hoch: Sie hätte mehr als die Hälfte des zusätz­
lichen Geldes aus Norwegen absorbiert und mög­
licherweise zu einer Dividendenkürzung geführt, 
da bis zur Marktreife eines neuen Automodells in 
der Regel Jahre vergehen.
Der Erfolg der Aktionäre könnte sich jedoch leicht 
als Pyrrhussieg erweisen. Bereits in diesem Mo­

nat wird Norwegen Verhandlungen über eine in­
dustrielle Kooperation mit den Volvo-Konkurren­
ten Ford, Citroen und Fiat aufnehmen. Außerdem 
ist es fraglich, ob der schwedische Kapitalmarkt 
stark genug ist, um die Produktentwicklungs- und 
Investitionspläne zu finanzieren, die Volvo aus der 
Umsatz- und Ertragsmisere herausführen sollen. 
Schließlich steht auch die Unabhängigkeit des 
Unternehmens auf dem Spiel. Volvo-Chef Gyllen- 
hammar hat bereits durchblicken lassen, daß das 
Unternehmen nun erneut mit dem Wunsch nach 
Kapitalhilfen an den schwedischen Staat herantre­
ten könnte, und Oppositionsführer Palme erklärte, 
mit dem Coup der Aktionäre sei das Verlangen 
nach einer Ausdehnung der betrieblichen Mitbe­
stimmung und nach Einführung der Wirtschafts­
demokratie noch akuter geworden. ko

EG — Rumänien

Pragmatische Entscheidung

A ls  ein EG-Sprecher Mitte Januar das seit Mona­
ten gehütete Geheimnis bekanntgab, daß Rumä­
nien mit der EG einen Handelsvertrag über Indu­
striegüter abschließen w ill, herrschte zunächst a ll­
gemeine Verwunderung. Schien doch noch wäh­
rend der RGW-EG-Verhandlungen nichts auf die 
Existenz des Antrags hinzudeuten, mit dem Rumä­
nien die politische Linie der RGW-Länder, zu­
nächst den Abschluß eines RGW-EG-Rahmenver- 
trages abzuwarten, verläßt. Berücksichtigt man 
allerdings die besondere Position Rumäniens im 
RGW und im Warschauer Pakt, so erscheint dieser 
Entschluß weniger überraschend. Für das relativ 
kleine Land ist es unter der ohnehin recht eigen­
w illigen Führung Ceau<pescus vermutlich auch 
eine pragmatische Entscheidung gewesen, auf 
diesem Wege zu versuchen, die gesamtwirtschaft­
liche Entwicklung voranzutreiben. Im übrigen ist 
Rumänien unter den RGW-Ländern seit langem 
das Land mit der stärksten außenwirtschaftlichen 
Öffnung nach Westen (über 50%  seines Gesamt­
handels werden mit nicht-sozialistischen Staaten 
abgewickelt).
Da m ittlerweile eine Reihe von Sondierungsge­
sprächen geführt worden sind, ist wohl bald mit 
dem Vertragsabschluß zu rechnen. In EG-Kreisen 
und unter politischen Beobachtern wird bereits 
davon gesprochen, daß dieser Abschluß nicht 
ohne Einfluß auf die anderen RGW-Staaten blei­
ben wird. Zu übertriebenen Hoffnungen auf ein 
„Aufweichen“ des RGW-Kurses besteht jedoch 
vorerst kein Anlaß; denn zum einen haben die an­
deren Staaten im RGW-System in wichtigen W irt­
schaftszweigen (z. B. durch Spezialisierung) inten­
sivere Integrationsbeziehungen entwickelt, zum 
anderen besteht bei vielen eine stärkere politisch­
ökonomische Bindung an die UdSSR. iwe
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